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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Auch 2019 war Lobbying ein in den Medien regelmässig aufgenommenes Thema: 

Den Anfang machte kurz vor der Frühjahrssession ein Bericht von Transparency
International Schweiz (TIS). Lobbyismus sei nichts Schlechtes, gab TIS-Geschäftsführer
Alex Biscaro der NZZ zu Protokoll. Aber es müsse nach klaren Regeln erfolgen, was in
der Schweiz häufig nicht der Fall sei. Es sei nicht klar, «wer wann welche Eingaben und
Vorschläge im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses gemacht» habe, fasste die NZZ die
Erkenntnisse des Berichts zusammen. Zu Beginn eines Gesetzes, das in der Verwaltung
vorbereitet werde, würden zahlreiche Experten angehört und Betroffene sich mit
Wünschen und Anregungen einbringen, was häufig entscheidend sei für die
Stossrichtung eines Gesetzes, aber kaum dokumentiert werde. Auch für die Arbeit in
den parlamentarischen Kommissionen, wo unter Umständen wichtige Änderungen an
den Gesetzesvorlagen vorgenommen würden, würden Gutachten eingeholt und
Personen oder Organisationen angehört. Es sei durchaus sinnvoll, dass
Kommissionssitzungen vertraulich seien, aber die Liste mit den angehörten Personen
und Interessengruppen müsste öffentlich gemacht werden, forderte der Bericht. Des
Weiteren wurde die Kommissionsarbeit für das Fehlen eines Verhaltenscodex' gerügt,
mit dem geklärt werde, wie sich Parlamentsmitglieder mit Mandaten bei
Interessenorganisationen, die thematisch mit Kommissionsämtern verknüpft sind, zu
verhalten hätten. Es gebe keine klaren Ausstandsregeln bei Interessenkonflikten, nur
vage Empfehlungen. 
In einem internationalen Vergleich, in dem 65 Kriterien hinsichtlich Transparenz,
Integrität und Zugänglichkeit der Lobbyingsysteme bewertet wurden, belegte die
Schweiz beim TI-Bericht mit 30 von 100 möglichen Punkten lediglich den 11. Rang. Der
Bericht forderte einen «legislativen Fussabdruck», mit dem die verschiedenen
Einflussnahmen im Gesetzgebungsprozess transparent gemacht werden – eine
Forderung die von Regula Rytz (gp, BE) im September in Form einer parlamentarischen
Initiative aufgenommen und eingereicht wurde. Auch Lukas Reimann (svp, SG) kam
diesbezüglich im Tages-Anzeiger zu Wort: Es müsse etwas getan werden, weil
Parlamentsmitglieder nicht mehr ernst genommen würden: «Neun von zehn Personen,
die ich auf der Strasse frage, denken, dass in Bern alle gekauft sind.»

Für einigen Wirbel sorgte das Versicherungsvertragsgesetz, mit dem eine einseitige
Vertragsanpassung für die Versicherungen vorgesehen gewesen wäre. Die Aargauer
Zeitung zeichnete nach, dass «die Reformarbeiten von Lobbyisten ständig
hintertrieben» worden seien. Eigentlich hätte das Vertragsgesetz zugunsten der
Konsumentenschaft verbessert werden sollen, doch die neu eingeführten
Bestimmungen seien auch dank aktivem Lobbying, vor allem des Schweizerischen
Versicherungsverbandes, «diskriminierend oder bestrafend» und gingen stark zulasten
der Versicherten.

In den Medien breit kommentiert wurde dann die «Mini-Reform» (Tages-Anzeiger), die
als Folge der «Kasachstan-Affäre» als einzige vom Parlament weiterbearbeitet werden
sollte. Der «Skandal» sei «ohne Folgen» geblieben, urteilte der Tages-Anzeiger. Auf die
parlamentarische Initiative für transparentes Lobbying wollte der Nationalrat zuerst gar
nicht eintreten. Nicht mal die Idee, dass Interessenvertreterinnen und -vertreter, die
von Parlamentsmitgliedern Zutritt zum Bundeshaus erhalten, ihre Aufträge offenlegen
müssten, schien im Parlament zu verfangen. Immerhin kam der nach den
eidgenössischen Wahlen 2019 neu zusammengesetzte Nationalrat auf seinen Entscheid
zurück, was in den Medien für leisen Optimismus sorgte: Der Tages-Anzeiger sprach
sogar von einem sich ankündigenden Paradigmenwechsel. 

Die Skepsis der Parlamentsmitglieder für mehr Transparenz wurde in der Presse damit
begründet, dass viele vom heutigen System profitieren würden. Sie selber würden
bestimmen, wer Zugang zum Bundeshaus habe und die Vergabe vor allem der ständigen
Zugänge – jedes Parlamentsmitglied kann zwei Badges vergeben – sei sehr exklusiv. Die
Räte müssten Macht abgeben, wenn die Lobbyierenden nicht mehr Bittstellende seien,
vermutete die NZZ. Auch von Seiten der Lobbyisten wurde signalisiert, dass ein
Akkreditierungssystem dem «Göttisystem» vorgezogen würde: Reto Wiesli, der

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Präsident der Schweizerischen Public-Affairs-Gesellschaft, betonte, dass die
«Vermittlerrolle zwischen Politikern und Fachleuten» mehr Transparenz brauche, die
mit dem jetzigen System aber nicht gegeben sei. 
Wie wichtig die direkten Zugänge sind, zeigten die Bemühungen einzelner Verbände,
nachdem «ihre» Parlamentarierinnen und Parlamentarier bei den eidgenössischen
Wahlen nicht mehr gewählt worden waren. Die Zeitung «Le Temps» zeigte, welche
Verbände relativ rasch «un nouveau sésame» gefunden hatten. 
Allerdings seien nicht unbedingt die ständigen Zugänge das Problem, sondern die
Tagesausweise, die von den Parlamentarierinnen und Parlamentariern vergeben werden
könnten und bei denen jegliche Transparenz fehle. Ein weiteres «Informationsleck»
machte die Aargauer Zeitung aus. Mit der neuen Legislatur dürfen die persönlichen
Mitarbeitenden von Parlamentsmitgliedern Einsicht in Kommissionsprotokolle haben.
Dies sei insbesondere dann heikel, wenn diese persönlichen Mitarbeitenden selber
Lobbyierende seien. 

Zudem sei auch wenig über die rund 424 Ex-Parlamentsmitglieder bekannt, die kraft
ihres ehemaligen Amtes ungehindert Zutritt zum Bundeshaus haben, wie die Aargauer
Zeitung die Diskussion um ein neues Element erweiterte. Ehemalige Ratsmitglieder
könnten einen Zugang für eine ganze Legislatur beantragen, müssten sich aber – anders
als die Besitzer eines permanenten Zugangs – weder in ein Register eintragen noch ihre
Interessenbindungen offenlegen. Welchen Hut die Altparlamentarierinnen und
-parlamentarier trügen und wer im Auftrag von welchen Unternehmen und Verbänden
auch Lobbying-Arbeit betreibe, wisse niemand, so die Zeitung weiter. 

Fokussiert wurde freilich nicht nur auf die Rolle der Lobbyierenden, sondern immer
mehr auch auf die Rolle der Parlamentarierinnen und Parlamentarier selber. Über den
Sommer wurde in den Medien vor allem die Intransparenz der Parlamentsmitglieder
hinsichtlich bezahlter Nebenmandate diskutiert. Die verschiedenen «Polit-Affären» in
der Romandie, wie die vermuteten Vorteilnahmen verschiedener Westschweizer
Politikerinnen und Politiker von der Aargauer Zeitung genannt wurden, liessen zudem
die Frage aufkommen, inwiefern gewählte Amtsträgerinnen und -träger Geschenke
annehmen dürften. Auch die Zeitung «Le Temps» beobachtete im Zuge der «affaires
récents romandes» eine grössere Zurückhaltung bei Parlamentsmitgliedern,
Einladungen anzunehmen. Allerdings gibt es für die gewählten Volks- und
Kantonsvertreterinnen und -vertreter lediglich Empfehlungen, wie sie sich bei
Geschenken und Einladungen zu verhalten haben. Solche dürften dann nicht
angenommen werden, wenn durch Annahme die Unabhängigkeit der Mandatsträgerin
oder des Mandatsträgers beeinträchtigt würde. Diese Empfehlung lasse zwar viel
Spielraum, es sei aber wohl nicht möglich, jeden Fall einheitlich zu behandeln und klare
Regeln zu setzen, kam «Le Temps» zum Schluss. 

Die Frage, welche Geschenke man annehmen darf, stellte sich dann nach den
eidgenössischen Wahlen 2019 noch einmal ziemlich virulent. Vor allem die rund 60
neuen Parlamentarierinnen und Parlamentarier wurden mit Einladungen, Apéros und
Give-aways «überhäuft», wie der «Blick» zu berichten wusste. Die Sonntags-Zeitung,
die eine entsprechende Umfrage bei den Neulingen machte, berichtete von Blumen,
Büchern, Wein oder Aktentaschen. Unbedenklich seien private Geschenke von
Familienmitgliedern und Freunden sowie «sozial übliche» Geschenke, so der Leitfaden
zur Annahme von Vorteilen und zu Transparenz- und Offenlegungspflichten, den die
neuen Ratsmitglieder zu Beginn ihres Amtsantritts erhielten. Als ungeschriebenes
Gesetz gelte, das man behalten könne, was man an einem Tag essen und trinken könne,
schrieb Lukas Reimann (svp, SG) der Sonntags-Zeitung ins Notizheft. Buch über die
Zuwendungen führte der neu gewählte Felix Wettstein (gp, SO). Einen Monat nach
seiner Wahl wies er 71 Lobby-Kontakte, 53 Briefe, 14 E-Mails und 4 Pakete mit
Geschenken aus. Die meisten Schreiben stammten aus dem Gesundheitswesen (15) und
von Wirtschaftsverbänden (14). 

Eine im Tages-Anzeiger diskutierte Analyse des Abstimmungsverhaltens im Parlament
über Vorstösse, mit denen mehr Transparenz bei Interessenbindungen,
Parteienfinanzierung und dem Gesetzgebungsprozess hergestellt werden sollten,
zeigte, dass die «Mittepolitiker (...) meist Nein» sagen. In einem sogenannten
«Transparenz-Rating» fanden sich auf den 20 ersten Rängen nur Parlamentarierinnen
und Parlamentarier der SP und der Grünen wieder, die Forderungen für mehr
Transparenz unterstützten. Ausnahme bildete SVP-Politiker Lukas Reimann auf Rang 8,
der immer wieder selber Vorstösse für mehr Transparenz einreiche. Auf den hintersten
Plätzen fanden sich Fraktionsmitglieder der CVP und der FDP. Kurt Fluri (fdp, SO), der
sich auf einem dieser hintersten Plätze wiederfand, verteidigte seine ablehnende

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Haltung damit, dass mit den meisten dieser Transparenz-Vorstösse lediglich
Scheintransparenz hergestellt würde.

Gar vor zu viel Transparenz warnte die «Weltwoche». Es gehe letztlich auch um die
Frage des Milizsystems: «Denn dieses basiert darauf, dass die Politik auf private Gelder
zurückgreift und dabei, ganz schweizerisch, gegenüber den Spendern Diskretion walten
lässt.» Zu viel gesetzlich verordnete Transparenz würde zum Ruf staatlicher
Subventionen von Parteien und letztlich zum Berufsparlament führen. 1

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Für die Gesamterneuerungswahlen traten drei der fünf amtierenden Regierungsräte
erneut an: Finanzdirektor Christian Wanner (fdp), Bau- und Justizdirektor Walter
Straumann (cvp) und Volkswirtschaftsdirektor Roberto Zanetti (sp). Für die abtretende
Erziehungsdirektorin Ruth Gisi (fdp) schickten die Freisinnigen die Schönenwerder
Gemeindevorsteherin und Präsidentin der Solothurner Handelskammer, Esther Gassler,
ins Rennen, während die Sozialdemokraten mit dem Oltener Juristen Peter Gomm den
Sitz des scheidenden Gesundheitsdirektors Rolf Ritschard verteidigen wollten. Die
Christlichdemokraten bewarben sich mit ihrem Kantonalpräsidenten Klaus Fischer,
welcher 2003 Roberto Zanetti unterlegen war. Die SVP erhoffte sich mit Nationalrat
Roland Borer den Einzug in die Regierung. 

Bei einer Beteiligung von 42,0% erreichten Ende Februar nur die beiden Bisherigen
Christian Wanner (fdp) mit 65% und Walter Straumann (cvp) mit 61% der Stimmen das
absolute Mehr. Auf dem dritten Platz landete mit knapp 50 Stimmen Vorsprung vor
Volkswirtschaftsdirektor Roberto Zanetti der zweite CVP-Vertreter, Klaus Fischer
(beide 48%). Darauf folgten Peter Gomm (sp) mit 45%, Esther Gassler (fdp) mit 44%
und, abgeschlagen, Roland Borer (svp) mit 10,2% der Stimmen. Im zweiten Wahlgang
vom April gelang es der CVP bei einer Beteiligung von 41,5%, den 2003 an die SP
verlorenen Sitz zurück zu erobern: Klaus Fischer (cvp) schaffte mit 27,7% der Stimmen
die Wahl vor Peter Gomm (sp) mit 24,7% und Esther Gassler (fdp) mit 24,5%.
Volkswirtschaftsdirektor Roberto Zanetti (sp) schied mit 23,1% der Stimmen aus. Damit
wurde zum ersten Mal in der Geschichte Solothurns ein Regierungsrat abgewählt.
Gemäss Presse war Zanetti sein Engagement bei der im Sommer 2004 in die
Schlagzeilen geratenen gemeinnützigen Stiftung Pro Facile und die aus diesem Umfeld
entgegengenommenen Wahlkampfspenden zum Verhängnis geworden. Wie bereits
zwischen 1985 und 2003 setzt sich die Solothurner Regierung aus je zwei Vertretern der
FDP und der CVP sowie einem SP-Mitglied zusammen. 2

WAHLEN
DATUM: 24.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Bei den Gesamterneuerungswahlen der Regierung des Kantons Solothurn traten alle
Bisherigen – Christian Wanner (fdp), Esther Gassler (fdp), Walter Straumann (cvp), Klaus
Fischer (cvp) und Peter Gomm (sp) – erneut an. Die SP nominierte neben ihrem
Bisherigen Peter Gomm Christine Bigolin, mit der sie einen zweiten Sitz erobern wollte.
Die Sozialdemokraten hatten vier Jahre zuvor einen Sitz an die CVP verloren. Die SVP,
die bisher dreimal erfolglos zu den Regierungsratswahlen angetreten war, stellte fünf
Kandidierende auf: Nationalrat Roland Borer, Colette Adam, Roman S. Jäggi, Heinz
Müller und Christian Werner. Die SVP wollte mit dieser Strategie einen zweiten
Wahlgang bewirken. Die Grünen unterstützten die Kandidaturen der SP. Da alle
Bisherigen erneut kandidierten, war der Wahlkampf lau. Überraschend schafften alle
bisherigen Regierungsräte trotz der vielen Kandidaturen die Wiederwahl bereits im
ersten Wahlgang. Am meisten Stimmen erhielt Finanzdirektor Wanner (fdp) vor Fischer
(cvp), Gomm (sp), Gassler (fdp) und Straumann (cvp). Die Herausforderer lagen weit
zurück. Am besten schnitt unter ihnen Bigolin (sp) ab. Hinter ihr folgten die fünf SVP-
Kandidierenden, von denen sich Roland Borer am besten platzierte. Die Strategie der
SVP mit der Vielzahl an Kandidaturen ging nicht auf – die Stimmen verteilten sich auf
verschiedene SVP-Kandidaten, so dass keiner von ihnen ein gutes Resultat erzielte. 3

WAHLEN
DATUM: 08.03.2009
SABINE HOHL
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Die starke bürgerliche Mehrheit im Regierungsrat des Kantons Solothurn (2 FDP, 2
CVP, 1 SP) wurde sowohl von links-grün als auch von der SVP angegriffen. Die Volkspartei
hatte auch im Kanton Solothurn in den letzten Jahren vor allem auf Kosten der FDP an
Wählerkraft zugelegt, was sich nun – so ihr Ziel für die anstehenden
Gesamterneuerungswahlen – endlich auch in der Regierung wiederspiegeln sollte. Alle
bisherigen Anläufe, um bei den Solothurner Regierungsratswahlen zu punkten, waren
chancenlos geblieben. Der als konziliant geltende und aufgrund seiner Volksnähe auch
als „Willi Ritschard der SVP“ bezeichnete Gemeindepräsident von Hägendorf, Albert
Studer, sollte dies ändern. Auf der anderen Seite trat Links-Grün nicht nur mit dem
amtierenden Peter Gomm (sp) an, sondern wollte mit Andreas Bühlmann (sp) und der
ehemaligen Nationalrätin Brigit Wyss (gp), die unter dem Slogan „Bio, Bodenständig,
Blond“ antrat, mindestens einen zusätzlichen Sitz erobern. Unter Druck stand damit die
FDP, auch weil deren kräftigstes Zugpferd Finanzdirektor Christian Wanner, der nicht
nur seit 1995 der Solothurner Exekutive angehörte, sondern während 12 Jahren als
Nationalrat und auch als Präsident der Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren viel
Einfluss auf die kantonale und nationale Politik ausgeübt hatte, nicht mehr zu den
Wahlen antrat. Zwar stellte sich Esther Gassler (fdp) erneut zur Verfügung; ob der
zweite Sitz mit Kantonsrat Remo Ankli verteidigt werden konnte, war aber alles andere
als sicher. Neben dem zweiten FDP-Sitz wackelten auch die beiden vakanten CVP-Sitze:
sowohl Klaus Fischer (cvp) als auch Walter Straumann (cvp) wollten nicht mehr für eine
neue Amtsperiode antreten. Die CVP schickte mit Roland Heim und Roland Fürst zwei
kantonal bekannte Gesichter ins Rennen. Als Neunter vervollständigte der parteilose
Hugo Ruf das Kandidatenkarussell. Die neun Kandidierenden und insbesondere die drei
leeren Sessel boten eine spannende Ausgangslage. Die Wahlen wurden als wichtige
Richtungswahlen betrachtet, weil auch dem Kanton Solothurn künftig rote Zahlen und
Sparprogramme drohten. Der kantonale Gewerbeverband unterstützte ein Viererticket
bestehend aus den beiden FDP-Kandidierenden Gassler und Ankli, sowie Fürst (cvp)
und Studer (svp). Der zweite CVP-Kandidat Roland Heim sei als Lehrer zu wenig
gewerbenah. Der Wahlkampf wurde in der Presse als engagiert betrachtet. Auch neue
Medien wurden dabei auffallend häufig eingesetzt. Die Partien setzten vor allem auf
Personalisierung, wobei insbesondere Brigit Wyss (gp) und Handelskammer-Direktor
Roland Fürst (cvp) relativ häufig medial in Erscheinung traten.

Bei den Wahlen Anfang März spiegelte sich die Bedeutung im Umstand, dass lediglich
die beiden Bisherigen – Esther Gassler (fdp; 40'992 Stimmen) und Peter Gomm (sp;
38'246 Stimmen) – das absolute Mehr (37'012 Stimmen) überspringen konnten. Ein
zweiter Wahlgang, der auf den 14. April angesetzt wurde, war aufgrund der Anzahl
Kandidierenden allgemein erwartet worden. Die besten Ausgangslagen nach dem ersten
Wahlgang hatten Roland Fürst (cvp; 30'082 Stimmen), gefolgt von Brigit Wyss (gp;
28'266 Stimmen), die ihrerseits knapp vor Remo Ankli (fdp, 28'253 Stimmen) und
Roland Heim (cvp; 27'294 Stimmen) lag. Obwohl Links-Grün damit einen Sitz auf Kosten
der CVP erobert hätte, wurde das relativ schlechte Abschneiden des zweiten SP-
Kandidaten Andreas Bühlmann (23'103 Stimmen) als Überraschung gewertet. Auch die
SVP – Albert Studer lag mit 23'767 Stimmen knapp vor Bühlmann – musste ihre
Ambitionen auf eine erstmalige Regierungsbeteiligung im Kanton Solothurn ein weiteres
Mal begraben. Erwartet abgeschlagen erreichte der parteilose Hugo Ruf 15'430
Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag bei 42,8%. 

Für den zweiten Wahlgang verzichtete die SP zugunsten der guten Aussicht auf eine
mögliche zusätzliche grüne Regierungsbeteiligung auf die erneute Kandidatur von
Bühlmann. Die Grüne Brigit Wyss, die im ersten Umgang zahlreiche Wählerstimmen
anderer Parteien erhalten hatte, wurde nicht nur von der SP, sondern auch von der GLP
unterstützt, welche auch die beiden ebenfalls noch einmal antretenden CVP-
Kandidaten Fürst und Heim empfahl. Für die FDP trat noch einmal Remo Ankli an; die
Freisinnigen empfahlen ihrer Anhängerschaft, einzig ihren Kandidaten auf den
Wahlzettel zu schreiben. Weder die CVP noch die FDP gaben jedoch formale
Wahlempfehlungen ab. Die im Parlament neu zweitstärkste SVP zog ihre Kandidatur
zurück und empfahl die Wahl von bürgerlichen Kandidierenden. Die BDP gab ebenfalls
für die drei bürgerlichen Kandidierenden eine Wahlempfehlung ab. Da auch der
parteilose Ruf die Segel strich, kam es für den zweiten Wahlgang zu einem Vierkampf
um die verbleibenden drei Sitze. Dieser ging aufgrund der Resultate im ersten Umgang
eher überraschend zulasten der grünen Kandidatin Brigit Wyss (29'172 Stimmen) aus,
die letztlich mit mehr als 2'000 Stimmen Rückstand auf dem letzten Platz landete. Ganz
offensichtlich war es dem links-grünen Lager bei einer Stimmbeteiligung von nur noch
35,1% nicht mehr gelungen, die eigene Wählerschaft zu mobilisieren. Zudem schien
Wyss auch den Sukkurs der Anhängerschaft der anderen Parteien – anders als im ersten
Wahlgang – nicht mehr zu erhalten. Die bürgerliche, vor allem freisinnige Taktik, nur für

WAHLEN
DATUM: 14.04.2013
MARC BÜHLMANN
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die eigenen Kandidierenden zu werben, ging hingegen auf. Remo Ankli holte mit 36'038
Stimmen das beste Resultat im zweiten Umgang und konnte so den Sitz von Christian
Wanner für die FDP verteidigen. Auch die beiden CVP-Kandidierenden lagen deutlich
vor Wyss. Roland Fürst erzielte 32'889 Stimmen und Roland Heim kam auf 31'717
Stimmen. Damit wurde die Regierungszusammensetzung bestätigt – trotz ursprünglich
spannender und unsicherer Ausgangslage. 4

Esther Gassler (plr) et le socialiste Peter Gomm, membres depuis douze années du
Conseil d'Etat soleurois, ne participent plus à l'élection de l'exécutif cantonal 2017.
Pour maintenir leur siège, le PLR propose Marianne Meister aux côtés de son ministre
sortant Remo Ankli et le PS, Susanne Schaffner-Hess. Les Verts présentent Brigit Wyss,
ancienne conseillère nationale qui a déjà participé à l’élection de 2013. Pour l’UDC, ce
sera Manfred Küng, encore peu connu, qui tentera d’y siéger. Les Verts’libéraux
prennent également part à la course au Conseil d’Etat avec leur candidate Nicole Hirt.
Ils souhaitent recueillir les voix de l’électorat mécontent de l’UDC et du PLR. Du côté du
PDC, ses deux représentants actuels briguent un mandat supplémentaire, à savoir
Roland Fürst et Roland Heim. Au total, ce sont quatre candidatures féminines et quatre
masculines pour remporter un des cinq sièges. 
Plusieurs débats ont été organisés, notamment devant les membres des Verts, devant
l'Union des paysans ou lors d'un déjeuner d'entrepreneurs. Le PS a téléphoné à ses
sympathisants afin de les inciter à participer. Plusieurs affiches UDC ayant été détruites
lors de la campagne, l'UDC dénonce dans les médias cette pratique et appelle au
respect. Concernant les recommandations de vote, l’Union des arts et métiers
soleuroise soutient les trois membres sortants, mais plus particulièrement Marianne
Meister et Manfred Küng. Alors que chaque parti politique fait cavalier seul, le groupe
«Aktion Jamaika-Koalition», dont les initiateurs sont inconnus, appelle à voter pour les
candidats PLR, PDC et Verts. 
Lors du premier tour, les trois sortants atteignent la majorité absolue de 30'720 voix. La
participation est de 24.7%. En première position figure Remo Ankli avec 37'769 voix,
puis Roland Fürst (37'314 voix) et Roland Heim (36'013 voix). Susanne Schaffner-Hess
arrive en quatrième position avec 26'278 voix. Elle est suivie par Brigit Wyss (25'027
voix), Marianne Meister (23'856 voix), Manfred Küng (17'355 voix) et finalement Nicole
Hirt (14'638 voix). Ainsi, le PDC assure ses sièges dès le premier tour. 
Au vu du résultat de Susanne Schaffner-Hess, le PS a de réelles chances de préserver
son siège. Le PLR a plus de difficulté étant donné la sixième position de sa candidate.
Les deux partis lancent leur candidate pour le second tour, Brigit Wyss y participe
également. Les Vert'libéraux décident d'y renoncer tout comme l'UDC. Avec trois
candidates en course, deux sièges sont occupés alors par des femmes au Conseil d'Etat
et la candidature verte risque de mettre en péril la formule magique en place depuis
2005, à savoir 2 PDC, 2 PLR et 1 PS. L'UDC, souhaitant éviter une double représentation
de la gauche, recommande la candidate PLR. Cette position n'est pas partagée par
l'ensemble du parti. Certains estiment que le PLR ne mérite pas l'aide de l'UDC et
souhaitent favoriser les deux autres concurrentes qui jouissent d'une expérience
politique et semblent plus qualifiées. Le PBD supporte Marianne Meister. Le JUSO,
l'association cantonale de pêche, ainsi que les Jeunes Verts soutiennent les candidates
Susanne Schaffner-Hess et Brigit Wyss. Finalement, l'Union syndicale de Soleure
recommande Susanne Schaffner-Hess. Les budgets de campagne sont précisément
communiqués pour le second tour, le PLR a 50'000 francs, les Verts 20'000 et le PS
15'000. Le PS réutilise les affiches du premier tour puisqu'aucune date n'y était
inscrite. Les Verts ont tiré un nouveau portrait de leur candidate afin d'insuffler un
nouvel air à la campagne. 

Au second tour, avec une participation de 30.6%, Susanne Schaffner-Hess et Brigit
Wyss siègent au Conseil d'Etat. La socialiste totalise 30'747 voix et la verte 30'304 voix.
Marianne Meister obtient 25'759 voix. Ainsi, c'est la première fois que deux femmes
siègent au gouvernement cantonal, que les libéraux n'ont plus qu'un représentant et
qu'un petit parti, les Verts, siège également. Le PS réussit à maintenir son siège, tel
n'est pas le cas pour le PLR. Le gouvernement reste en main bourgeoise. 5
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Eidgenössische Wahlen

Bei den Nationalratswahlen 2019 im Kanton Solothurn strebten 166 Kandidierende auf
29 Listen einen von sechs zu vergebenden Sitzen an. Der Frauenanteil auf den Listen
betrug 37.3% und war damit sechs Prozentpunkte höher als vor vier Jahren. Alle
grösseren Parteien traten mit mindestens drei Listen an. 

Bei den Wahlen 2015 hatten SVP und SP je zwei, die FDP und die CVP je einen Sitz
gewonnen. Damals musste der Kanton Solothurn aufgrund des geringeren
Bevölkerungswachstums den Verlust eines Nationalratssitzes hinnehmen. Dieser
Sitzverlust wurde vom Stimmvolk auf die CVP abgewälzt, die deshalb für die letzten vier
Jahre nur noch einen Solothurner Nationalratssitz besetzte. Trotzdem liess die CVP
verlauten, dass die Rückgewinnung eines zweiten Sitzes erst 2023 ein Ziel sein werde.
2019 wolle man primär den Sitz von Stefan Müller-Altermatt verteidigen. Gelingen sollte
dies mit Hilfe einer breiten Mitte-Listenverbindung mit GLP, EVP und BDP. Von den
bisherigen Nationalräten trat einzig Bea Heim von der SP nicht mehr an. Da damit die
einzige Solothurner Frau im Parlament zurücktrat, bestand die Möglichkeit, dass nach
den Wahlen 2019 die Solothurner Delegation im Bundeshaus rein männlich sein würde.
Als Frau mit den besten Aussichten auf einen Nationalratssitz galt die kantonale SP-
Parteipräsidentin Franziska Roth. Sie hatte 2015 im parteiinternen Duell mit Philipp
Hadorn einen Sitz lediglich um 122 Stimmen verpasst. Es zeichnete sich auch dieses
Jahr wieder ein Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen den beiden ab. Ebenfalls Chancen auf
einen der beiden linken Sitze ausrechnen konnten sich Peter Gomm (sp) und Felix
Wettstein von den Grünen, mit denen die SP wie üblich eine Listenverbindung
eingegangen war. Ohne Listenverbindungen mit anderen grösseren Parteien ins Rennen
stiegen die FDP und die SVP. Trotzdem waren beide Parteien zuversichtlich, dass ihre
bisherigen Nationalräte wiedergewählt werden würden. Die FDP ist auf kantonaler
Ebene die stärkste Partei und konnte mit Kurt Fluri, seit 2003 Nationalrat und seit 1993
Stadtpräsident von Solothurn, auf einen erfahrenen Politiker setzen. Bei der SVP kann
der noch junge Christian Imark bereits auf eine steile Politkarriere zurückblicken und er
vermochte seinen Bekanntheitsgrad im Kanton durch seine diesjährige
Ständeratskandidatur noch zusätzlich zu steigern. Der andere Bisherige bei der SVP, der
national bekannte Walter Wobmann, generierte kurz vor den Wahlen noch ordentlich
Schlagzeilen, als er in der Herbstsession 2019 eine Motion einreichte, welche den
Bundesrat beauftragte die gesetzlichen Grundlagen für eine Bekämpfung der
Ausbreitung eines radikalen Islams in der Schweiz zu schaffen. Nachdem eine Mehrheit
der FDP im Nationalrat gegen die Motion stimmte, veröffentlichte das von Wobmann
präsidierte «Egerkinger Komitee» mehrere Plakate, welche FDP-Exponenten für ihre
Haltung kritisierte. Eine Klage der FDP gegen die Plakate wurde schliesslich
gutgeheissen.

Am Wahltag gab es im rechten Lager keine Überraschungen. Die drei Bisherigen wurden
wiedergewählt, obwohl sowohl die SVP (-2.9 Prozentpunkte; neu 28.8%) als auch die
FDP (-2.7 Prozentpunkte; neu 18.5%) im Vergleich zu 2015 Wähleranteile einbüssten.
Christian Imark erzielte dabei das beste Ergebnis aller Kandidierenden. Sesselrücken
war hingegen bei den Linken angesagt. Die Grünen konnten kräftig zulegen und ihren
Wähleranteil mehr als verdoppeln (+5.8 Prozentpunkte auf neu 11.4%). Dies genügte, um
der SP einen der beiden Sitze abzuluchsen, die damit den Sitz von Bea Heim nicht zu
verteidigen vermochte. Stattdessen wurde Felix Wettstein, der ehemalige kantonale
Parteipräsident der Grünen, gewählt. Im Duell um den anderen SP-Sitz hatte
schlussendlich Franziska Roth die Nase vorne. Philipp Hadorn verpasste somit als
einziger bisheriger Kandidat die Wiederwahl. Beide linken Sitze wurden neu besetzt und
weiterhin bleibt wenigstens eine Frau Teil der Solothurner Bundeshausdelegation.
Ebenfalls von der grünen Welle profitieren konnte die GLP (+3.3 Prozentpunkte; neu
6.8%). Da die CVP ihre Verluste allerdings in Grenzen halten konnte (-0.6
Prozentpunkte; neu 14.2%), reichte es deutlich nicht für einen Sitz für die GLP und so
holte die CVP mit dem bisherigen Stefan Müller-Altermatt den Sitz den die
Listenverbindung der Mitteparteien gewinnen konnte. Die Zusammensetzung der
Solothurner Volksvertretung lautete somit neu: 2 SVP, 1 FDP, 1 CVP, 1 SP, 1 GP. Die
Stimmbeteiligung fiel gegenüber 2015 deutlich (-5.4 Prozentpunkte) und lag mit 44.8%
knapp unter dem nationalen Durchschnitt. 6
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Bei den Ständeratswahlen 2019 im Kanton Solothurn traten die bisherigen
Amtsinhaber, Roberto Zanetti (SP) und Pirmin Bischof (CVP), wie allgemein erwartet
erneut an, um ihre Mandate zu verteidigen. Beide wurden problemlos von ihren
Parteien nominiert. Herausgefordert wurden sie von einem Kandidaten-Trio. Die SVP
schickte ihren kantonalen Parteipräsidenten und Nationalrat Christian Imark ins
Rennen. Imark wurde einst mit 19 Jahren zum jüngsten Kantonsparlamentarier in
Solothurns Geschichte gewählt. Auch deshalb galt er lange als Wunderkind der
Solothurner SVP. Nach vier Jahren im Nationalrat und deren zwei als Parteipräsident
strebte er nun den Einzug in die kleine Kammer an. Die FDP nominierte ihren
Parteipräsidenten Stefan Nünlist. Nünlist konnte als persönlicher Mitarbeiter der
Bundesräte Jean-Pascal Delamuraz und Pascal Couchepin viel politische Erfahrung
vorweisen. Seit Mitte 2017 führte er die FDP Solothurn. Die Grünen setzten auf ihren
ehemaligen Parteipräsidenten Felix Wettstein. Er war der Partei von 2012 bis 2018
vorgestanden. Nun schielte er neben seiner Kandidatur für den Nationalrat auch auf
einen Sitz im Ständerat. Trotz der stattlichen Konkurrenz starteten die Bisherigen als
klare Favoriten ins Rennen. Aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung als
Bundesparlamentarier und ihrer Bekanntheit im Kanton war von Beginn weg klar, dass
es für die Herausforderer schwierig werden würde, einen der beiden Sitze zu
übernehmen. Besonders die Wiederwahl von Pirmin Bischof schien zu keinem
Zeitpunkt ernsthaft in Gefahr zu sein. Die «Sonntagszeitung» hatte ihn im Wahljahr als
den zweiteinflussreichsten Schweizer Bundesparlamentarier eingestuft. Bischof hatte
nur einen heiklen Moment zu überstehen, als seine Rolle im Kantonalbankdebakel von
1994 in einem Artikel der «Wochenzeitung» zum wiederholten Mal thematisiert wurde.
Recherchen der «Woz» hätten gezeigt, dass Bischof im Anschluss an die
Kantonalbankpleite CHF 112'500 an Vergleichszahlungen getätigt habe. Bischof habe
vorher jahrelang bestritten, solche Zahlungen getätigt zu haben. Die SVP kritisierte
Bischof daraufhin scharf. Bischof meinte, nie bestritten zu haben, dass in diesem Fall
Geld geflossen sei. Zur Höhe der Vergleichszahlung wollte er sich nicht äussern. Für den
zweiten Aufreger im Wahlkampf sorgte die BDP, als sie darauf verzichtete, neben
Bischof auch FDP-Kandidat Nünlist zu unterstützen. Implizit begründete die BDP den
Entscheid mit dem Wechsel von zwei BDP-Kantonsräten zur FDP, den Nünlist mit
eingefädelt haben soll.

Am Wahlsonntag durfte sich einzig Pirmin Bischof bereits nach dem ersten Wahlgang
feiern lassen. Er holte 42'234 Stimmen und übertraf damit das absolute Mehr von
39'651 Stimmen. Als nächstes folgte Roberto Zanetti (37'465 Stimmen), der das absolute
Mehr jedoch um rund 2'000 Stimmen verpasste. Hinter den Führenden platzierten sich
Christian Imark (24'460), Felix Wettstein (19'794) und Stefan Nünlist (17'942). Während
die Resultate von Wettstein und Imark als Achtungserfolge gewertet werden können,
setzte es für Nünlist mit dem letzten Platz eine herbe Enttäuschung ab. Er zog sich
daraufhin aus Rennen zurück, was ihm Felix Wettstein kurze Zeit später gleich tat. 
Nachdem Pirmin Bischof bereits im ersten Wahlgang wiedergewählt wurde, kam es im
zweiten Durchgang somit zum Zweikampf zwischen Zanetti und Imark. Die Ausgangslage
präsentierte sich damit genau gleich wie 2015, als sich Zanetti im zweiten Durchgang
deutlich gegen den SVP-Kandidaten Walter Wobmann durchzusetzen vermocht hatte.
Die FDP gab nach dem enttäuschenden Abschneiden ihres Kandidaten keine
Empfehlung für den zweiten Wahlgang ab. Auch die CVP empfahl keinen der beiden
Kandidaten, wobei Pirmin Bischof indirekt durchblicken liess, dass er gerne eine
weitere Legislatur mit Zanetti zusammenarbeiten würde. Deutlicher drückte sich der
Präsident der CVP Schweiz, Gerhard Pfister, aus. Er lobte Zanetti und kritisierte die
Solothurner SVP. Die fehlende Unterstützung durch die CVP und die FDP stiess der SVP
sauer auf. Sie bezeichnete die beiden Parteien als «Pseudobürgerliche». 

Auch der zweite Wahlgang brachte keine Überraschung. Roberto Zanetti holte 42'666
Stimmen und distanzierte seinen Konkurrenten Imark (27'243) damit um gut 15'000
Stimmen. Imark erzielte immerhin ein besseres Resultat als sein Parteikollege Wobmann
vor vier Jahren. Die Wahlbeteiligung fiel gegenüber dem ersten Wahlgang (44.2%) um
rund fünf Prozentpunkte und betrug noch 39.3 Prozent. Solothurn wählte somit zum
dritten Mal in Folge Roberto Zanetti und Pirmin Bischof in den Ständerat. 7
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Die Teilreform der Richtlinien zur Sozialhilfe wurde im September konkretisiert und
beschlossen. In einer zweiten Sozialkonferenz verabschiedeten die Mitglieder der SODK
die neuen Richtlinien. Der bereits im Frühjahr beschlossene strengere Kurs wurde nun
in den Richtlinien festgehalten. Der Grundbedarf für Grossfamilien wurde um CHF 76
pro Person reduziert. Ebenso wurde jungen Erwachsenen der Ansatz um 20% auf noch
CHF 789 monatlich gekürzt. Bezüglich Sanktionsmöglichkeiten wurde neu beschlossen,
dass Leistungen bis zu 30% gekürzt werden dürfen. Die Integrationszulage wurde
beibehalten, jedoch entfiel eine Festsetzung des Minimums der Zulage. 
Die SODK legte Wert darauf zu kommunizieren, dass die neuen Bestimmungen in
Zusammenarbeit mit den Gemeinden und Städten sowie der SKOS zustande gekommen
seien. Allein mit der Revision könne der Kostendruck in der Sozialhilfe jedoch nicht
abgefedert werden, weswegen weitere Massnahmen notwendig sein werden – genannt
wurden der Sozialhilfe vorgelagerte Systeme oder das Unterhaltsrecht im ZGB.

In der Presse schlugen die neuen Bestimmungen hohe Wellen; die Kommentare
reichten von relativer Zustimmung (Weltwoche) bis zu einem „Wendepunkt für
Sozialhilfeempfänger“ (Neue Luzerner Zeitung). Freilich wurde auch die Ablehnung der
SP oder auch der Caritas wiedergegeben; beide Akteure sprachen von Willkür und
Druck von rechts. Die SKOS rechnete mit einer Ersparnis von CHF 50 Mio. oder 2%
durch die neuen Eckwerte. SODK-Präsident Gomm (SO, sp) wollte aber in der NLZ nicht
von monetären Anreizen sprechen, sondern sah in den neuen Richtlinien Massnahmen,
die verbessern sollten, was politisch nicht funktionierte. Das Co-Präsidium der SKOS
zeigte sich enttäuscht: Die Massnahmen träfen die Schwächsten, erklärte Felix Wolffers
und auch Therese Frösch gab ihre Enttäuschung zu Protokoll, erklärte aber auch, dass
die Sozialhilfe unter Beschuss sei und es daher nötig sei, Mehrheiten zu schaffen. 8

ANDERES
DATUM: 21.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) Leitfaden zur Annahme von Vorteilen und zu Transparenz- und Offenlegungspflichten; Transparency International (2019).
Lobbying in der Schweiz; AZ, LT, NZZ, TA, 1.3.19; AZ, 2.3., 3.5.19; SoZ, 12.5.19; LT, NZZ, 17.6.19; TA, 18.6.19; Blick, 20.6.19; LT,
29.7.19; So-Bli, 8.9.19; LT, 10.9.19; WW, 26.9., 3.10.19; TA, 14.10.19; LT, TA, 15.10.19; NZZ, 16.10.19; Blick, 4.11.19; AZ, 23.11.19; SoZ,
24.11.19; TA, 2.12.19; AZ, 20.12.19; LT, 23.12.19
2) SZ, 4.-16.9., 4.10.-20.11.04, 7.1.-26.2. und 2.3.-16.4.05; Presse vom 28.2.05; Presse vom 25.4.05; NZZ und SZ, 26.4.05. 
3) SZ, 6.1. und 6.2.09; NZZ, 3.3.09; SZ, 9.3.09
4) Presse vom 4.3.13; SZ, 4.1. und 12.1.13; NZZ, 28.1.13; SZ und BLZ, 28.1. bis 13.2.13; SZ, 16.2.13; SZ, 25.3.13; BaZ, 28.2.13;
Presse vom 15.4.13; SZ, 5.3.13; BLZ, 6.3.13; SZ, 7.3.13; BLZ, 15.3. und 23.3.13; SZ, 30.3.13; NZZ, 6.4.13. 
5) Résultats 1er tour; Résultats 2nd tour ; SZ, 17.12.16; SZ, 10.1.17; SZ, 24.1.17; BLZ, 28.1.17; SZ, 4.2., 10.2., 15.2., 18.2., 25.2.17; AZ,
13.3.17; SZ, 14.3., 25.3., 30.3.17; TA, 24.4.17
6) SZ, 18.1., 22.2., 23.2., 29.3., 5.4., 30.4.19; SZ, 13.8.19; SZ, 24.9., 27.9., 1.10., 3.10., 5.10.19
7) SZ, 15.1., 18.1., 23.3., 29.3., 4.4., 5.4., 9.4., 25.4., 13.7., 20.7., 27.7., 3.8., 10.8., 23.8., 30.8., 25.9., 1.10., 2.10.19; WoZ, 3.10.19;
AZ, SZ, 4.10.19; SZ, 5.10., 7.10., 21.10., 22.10., 23.10., 24.10., 30.10.19; NZZ, SZ, 18.11.19
8) Medienmitteilung SODK vom 21.09.2015; BZ, CdT, LT, LZ, NZZ, SGT, TA, TG, 22.9.15; WW, 23.9.15
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